Häufig gestellte Fragen zur Schulartumwandlung
Was ist eine Gemeinschaftsgrundschule und welche Rolle spielen christliche Werte nach der Umwandlung? 

„In Gemeinschaftsgrundschulen werden Kinder auf der Grundlage christlicher Bildungs- und Kulturwerte in Offenheit für die christlichen Bekenntnisse und für andere religiöse und weltanschauliche Überzeugungen gemeinsam unterrichtet und erzogen“ (§ 26 Abs. 2 SchulG NRW). Der Religionsunterricht wird nach Bekenntnissen getrennt erteilt.

Die Kommentierung zu § 26 Abs.2 SchulG besagt unter anderem, dass die Gemeinschaftsschule grundsätzlich das Christentum bejaht. Die Gemeinschaftsschule muss nicht nur für die christlichen Bekenntnisse, sondern auch für andere religiöse und weltanschauliche Überzeugungen, Inhalte und Werte offen sein. Sie darf und soll christliche Werte vertreten, darf aber christliche Glaubensinhalte nicht verbindlich machen. Abschließend heißt es: Die Gemeinschaftsschule soll einen schonenden Ausgleich zwischen den in der Gesellschaft wirkenden religiös-weltanschaulichen Kräften ermöglichen.

Was ändert sich wichtiges? 
Zwei ganz wesentliche Dinge ändern sich: Zum einen entfällt die konfessionelle Bindung für Lehrerinnen und Lehrer. Im Klartext heißt das, dass auch nicht-katholische Lehrerinnen und Lehrer eingestellt werden dürfen und die Schulleitung übernehmen können. Zum anderen dürfte die Schule zukünftig alle Kinder unabhängig von ihrer Konfession aufnehmen.
Mein Kind ist katholisch. Was ändert sich für mein Kind?
Wie in den folgenden Fragen weiter ausgeführt, ändert sich für den Schulalltag außer dem zusätzlich angebotenen Religionsunterricht (falls es diesen nicht ohnehin schon gibt) für andere Konfessionen nichts.
Gibt es auch künftig einen Martinszug? 
Ja, der Martinszug ist unabhängig von der Schulart. Wie schon bisher entscheidet hierüber die Schulleitung. 
Die Festlegung, ob eine Veranstaltung in der Schule oder auch außerhalb der Schule eine Unterrichtsveranstaltung ist, gehört zu den Leitungsaufgaben eines Schulleiters. In § 18 Abs.1 und Abs.2 Allgemeine Dienstordnung für Lehrer und Lehrerinnen, Schulleiter und Schulleiterinnen an öffentlichen Schulen (ADO), Runderlass des Kultusministeriums vom 20.09.1992, ist geregelt, dass die Schulleiterin oder der Schulleiter die Schule leitet, die Gesamtverantwortung und die abschließende Entscheidungsbefugnis trägt.

Und Schulgottesdienste? 
Auch Schulgottesdienste sind nicht abhängig von der Schulart und können nach wie vor auch wöchentlich angeboten werden. 
Fällt die finanzielle Förderung durch die katholische Kirche weg?
Die katholische Kirche ist nicht Trägerin der Schule und in keiner Weise an der Finanzierung oder Förderung der Schule beteiligt, so dass sich durch eine Umwandlung zur Gemeinschaftsschule keinerlei finanzielle Nachteile ergeben. 
